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Nr. 103

Ernennung eines Weihbischofs
Den Geistlichen und allen Gläubigen der Erzdiözese Freiburg gebe ich bekannt, dass der Heilige Vater Papst Franziskus

Herrn Regens

Dr. Michael Gerber
zum Titularbischof von Migirpa

und zugleich zum Weihbischof in der Erzdiözese Freiburg ernannt hat.

Michael Gerber wurde am 15. Januar 1970 in Oberkirch geboren. Nach dem Abitur studierte er Theologie in Freiburg und
in Rom an der Päpstlichen Universität Gregoriana. Am 11. Mai 1997 weihte Erzbischof Oskar Saier ihn zum Priester. Von
1997 bis 1999 war er Vikar in Malsch bei Ettlingen. Von 1999 bis 2001 war er Seelsorger an der Katholischen Hochschul-
gemeinde Freiburg-Littenweiler. 2007 promovierte er im Bereich Pastoraltheologie mit der Arbeit „Zur Liebe berufen –
Pastoraltheologische Kriterien für die Formung geistlicher Berufe in Auseinandersetzung mit Luigi M. Rulla und Josef
Kentenich“. Als Subdirektor war er ab 2001 im Collegium Borromaeum für die Studienphase zuständig. Nach der Zu-
sammenlegung des Theologenkonviktes mit dem Priesterseminar wurde er 2006 zum Subregens ernannt und war zustän-
dig für die Pastoralausbildung nach dem Studium und die Berufseinführung der Vikare. 2011 übernahm er als Regens die
Leitung des Priesterseminars.

Der Wahlspruch des neuen Weihbischofs lautet: tecum in foedere (Mit dir im Bund). Er verweist auf den „Bund“ Gottes
zu seinem Volk, der von Freiheit und Liebe geprägt ist. „Mit dir“ – das ist zugleich die Antwort, die Menschen auf diesen
Ruf Gottes gegeben haben und geben. Ebenso will das „mit dir“, das Gott zu uns spricht, das menschliche Handeln
prägen. Als Bischof ist es ihm ein Anliegen, die Communio im Wirken der einzelnen Charismen, Dienste und Ämter in
der Kirche und die originelle Berufung des je Anderen als Bereicherung für das Ganze zu fördern.

Die Konsekration des ernannten Weihbischofs Dr. Michael Gerber findet statt am Sonntag, den 8. September 2013
um 14:30 Uhr im Münster Unserer Lieben Frau in Freiburg.

Zur Feier der Konsekration lade ich Klerus und Volk herzlich ein. Am Weihetag möge in allen Gottesdiensten des ernann-
ten Weihbischofs im Allgemeinen Gebet gedacht werden.

Ich bitte die Pfarrgeistlichen, diese Ernennung am nächsten Sonntag in allen Gottesdiensten bekannt zu geben und in den
Fürbitten des Erwählten zu gedenken.

Freiburg im Breisgau, den 19. Juni 2013

Erzbischof
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Nr. 104

Jahresausflug des Erzbischöflichen Ordinariats

Wegen des Jahresausflugs ist das Dienstgebäude des Erz-
bischöflichen Ordinariats in Freiburg, Schoferstr. 2, am
Donnerstag, den 4. Juli 2013 ganztägig geschlossen.
Diese Regelung gilt entsprechend auch für das Erzbischöf-
liche Offizialat und für das Erzbischöfliche Archiv.

Nr. 105

Druckschriften und Broschüren des Sekre-
tariats der Deutschen Bischofskonferenz

Das Sekretariat der Deutschen Bischofskonferenz hat fol-
gende Broschüre veröffentlicht:

Die deutschen Bischöfe – Kommission für Wissenschaft
und Kultur Nr. 36
„Hochschulpastoral als Dienst der Kirche im öffentlichen
Leben Deutschlands“

Die Broschüre kann bestellt werden beim Sekreta-
riat der Deutschen Bischofskonferenz, Postfach 29 62,
53109 Bonn, Tel.: (02 28) 1 03 - 2 05, Fax: (02 28) 1 03 -
3 30, oder unter www.dbk.de heruntergeladen werden.

Nr. 106

Satzung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands i. d. F. des Beschlusses der Vollversamm-
lung des Verbandes der Diözesen Deutsch-
lands vom 19. November 2012

§ 1 Errichtung, Name, Mitgliedschaft

1. Die Erzdiözesen Bamberg, Freiburg, Köln, München
und Freising, Paderborn und die Diözesen Aachen,
Augsburg, Eichstätt, Essen, Fulda, Hildesheim, Limburg,
Mainz, Münster, Osnabrück, Passau, Regensburg,
Rottenburg, Speyer, Trier, Würzburg haben sich durch
Vertrag vom 4. März 1968 zu dem „Verband der
Diözesen Deutschlands“ zusammengeschlossen.

Alle Diözesen und die ihnen gleichgestellten kirch-
lichen Gebietskörperschaften, deren Oberhirten Mit-
glieder der Deutschen Bischofskonferenz sind, haben
das Recht, durch schriftliche Erklärung ihres Ordina-
rius dem Verband beizutreten.

Mit Wirkung zum 1. Januar 1991 sind dem Verband
die Bistümer Berlin und Dresden-Meißen, die Aposto-

lische Administratur Görlitz und die Bischöflichen
Ämter Erfurt-Meiningen, Magdeburg und Schwerin
beigetreten.

Seit der darauffolgenden Neuordnung der Bistümer
besteht der Verband aus den Erzdiözesen Bamberg,
Berlin, Freiburg, Hamburg, Köln, München und Frei-
sing, Paderborn und den Diözesen Aachen, Augsburg,
Dresden-Meißen, Eichstätt, Erfurt, Essen, Fulda,
Görlitz, Hildesheim, Limburg, Magdeburg, Mainz,
Münster, Osnabrück, Passau, Regensburg, Rottenburg-
Stuttgart, Speyer, Trier, Würzburg.

2. Sitz des Verbandes ist München.

§ 2 Rechtsstellung, Anwendung der Grundordnung

1. Der Verband der Diözesen Deutschlands ist nach dem
in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Verfas-
sungsrecht eine Körperschaft des öffentlichen Rechts.

2. Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rah-
men kirchlicher Arbeitsverhältnisse findet in ihrer je-
weils geltenden, im Amtsblatt des (Erz-)Bistums des
jeweiligen Vorsitzenden des Verbandes der Diözesen
Deutschlands veröffentlichten Fassung Anwendung.

§ 3 Aufgaben des Verbandes

1. Der Verband nimmt die Aufgaben wahr, die ihm von
der Deutschen Bischofskonferenz im rechtlichen und
wirtschaftlichen Bereich übertragen sind, insbeson-
dere:

a) Aufstellung und Abwicklung des Haushalts des
Verbandes,

b) Erwerb und Verwaltung von Beteiligungen,

c) Aufsicht über die Kirchliche Zusatzversorgungs-
kasse gemäß deren Satzung,

d) Geschäftsführung der Zentral-KODA,

e) Geschäftsführung der Kommissionen des Verbandes.

2. Auch nimmt der Verband mit Zustimmung der Diö-
zesen rechtliche oder wirtschaftliche Aufgaben wahr,
die ihm im überdiözesanen Bereich übertragen werden,
insbesondere

a) Statistik sowie Beauftragung und Auswertung von
Umfragen,

b) Vorbereitung und Durchführung der interdiöze-
sanen Kirchenlohnsteuerverrechnung (Clearing-
Verfahren),

c) Vorbereitung und Durchführung des Finanzaus-
gleichs zwischen den Bistümern.
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3. Der Verband beobachtet die Rechtsentwicklung auf
den unter Ziff. 1 und 2 aufgeführten Gebieten und
gibt erforderlichenfalls Anregungen zur Weiterent-
wicklung.

§ 4 Organe

Die Organe des Verbandes sind

a) die Vollversammlung,

b) der Verbandsausschuss,

c) der Verwaltungsrat,

d) der Geschäftsführer.

§ 5 Zusammensetzung der Vollversammlung

1. Der Vollversammlung gehören mit Stimmrecht die
Diözesanbischöfe oder die Koadjutoren bzw. die Diö-
zesanadministratoren an, wobei sich die Genannten
durch besonders schriftlich Bevollmächtigte vertreten
lassen können.

2. Jedes stimmberechtigte Mitglied kann einen Berater
zuziehen. Vorsitzender der Vollversammlung ist der
Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz. Bei
Verhinderung des Vorsitzenden leitet der stellvertre-
tende Vorsitzende der Deutschen Bischofskonferenz
die Vollversammlung.

3. Die in § 6 Ziff. 1. lit. a) bb) und Ziff. 1 lit b) bb) und
cc) der Satzung aufgeführten Mitglieder des Ver-
bandsausschusses nehmen mit beratender Stimme
an der Sitzung teil.

4. Die Vertretung eines Mitglieds der Vollversammlung
durch ein anderes Mitglied der Vollversammlung ist
unzulässig.

§ 6 Zusammensetzung des Verbandsausschusses

1. Dem Verbandsausschuss gehören an

a) mit Stimmrecht

aa) aus der Mitte der Vollversammlung des Ver-
bandes: ein Vorsitzender und drei weitere Mit-
glieder sowie

bb) drei Generalvikare

die von der Vollversammlung des Verbandes mit
einfacher Mehrheit für die Dauer von fünf Jahren
zu berufen sind,

b) mit beratender Stimme

aa) drei auf Vorschlag des Verwaltungsrates von
der Vollversammlung des Verbandes für die Dau-

er von fünf Jahren zu berufende Berater, von
denen einer im Benehmen mit dem Zentral-
komitee der deutschen Katholiken vorgeschlagen
wird; von den beiden anderen soll einer Finanz-
direktor, der andere Justiziar einer  (Erz)Diözese
sein,

bb) der Geschäftsführer des Verbandes,

cc) der Geschäftsstellenleiter des Verbandes.

Unter den Mitgliedern mit beratender Stimme sollen
zwei Laien sein.

Der Verbandsausschuss kann zu Einzelfragen wei-
tere Berater hinzuziehen.

2. Den stellvertretenden Vorsitzenden wählt der Ver-
bandsausschuss aus den stimmberechtigten Mitglie-
dern gem. Ziff. 1 lit. a) aa).

§ 7 Zusammensetzung des Verwaltungsrates

1. Jedes Mitglied des Verbandes hat im Verwaltungsrat
eine Stimme. Es kann neben einem stimmberechtigten
Vertreter einen weiteren Vertreter entsenden.

2. Die im Verbandsausschuss vertretenen Generalvikare,
der Geschäftsführer und der Geschäftsstellenleiter des
Verbandes sowie der Leiter des Prüfungsamtes nehmen
mit beratender Stimme an den Sitzungen des Verwal-
tungsrates teil. Hinsichtlich der Generalvikare bleibt
die Vorschrift der Ziff. 1 unberührt.

3. Den Vorsitz im Verwaltungsrat führt der Vorsitzende
des Verbandsausschusses. Den stellvertretenden Vor-
sitzenden wählt der Verwaltungsrat aus seiner Mitte.

4. Die Vertretung eines Verbandsmitgliedes durch ein
anderes ist unzulässig.

§ 8  – entfallen –

§ 9 Geschäftsführer

1. Geschäftsführer des Verbandes ist der Sekretär der
Deutschen Bischofskonferenz. Sein Stellvertreter ist
der Leiter der Geschäftsstelle.

2. Der Geschäftsführer besorgt die laufenden Geschäfte
des Verbandes (Geschäfte der laufenden Verwaltung)
und die ihm übertragenen Aufgaben.

Soweit die Entscheidung keinem anderen Organ vorbe-
halten ist, entscheidet er im Rahmen des genehmigten
Haushaltsplanes insbesondere über
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(1) Auswahl und Einstellung der Mitarbeiter, mit Aus-
nahme der Mitarbeiter des höheren Dienstes,

(2) den Abschluss von Rechtsgeschäften,

(3) die Vergabe von Mitteln.

3. Der Geschäftsführer kann die Bereichsleiter sowie
die Leiter der Dienststellen und Einrichtungen be-
vollmächtigen, für die laufenden Geschäfte ihres Ge-
schäftsbereichs im Rahmen des genehmigten Haus-
haltsplanes Willenserklärungen für den Verband abzu-
geben.

Die Erteilung von Vollmachten im Zusammenhang
mit dem Erwerb, der Veräußerung oder Belastung
von Grundstücken oder grundstücksgleichen Rech-
ten, der Aufnahme von Darlehen sowie für den Ab-
schluss von Anstellungsverträgen ist ausgeschlossen.

§ 10 Vertretung des Verbandes

Der Verband wird gerichtlich und außergerichtlich durch
den Vorsitzenden der Vollversammlung, den Vorsitzenden
des Verbandsausschusses oder den Geschäftsführer ver-
treten. Jeder für sich ist alleinvertretungsberechtigt. Das
Nähere regelt die Geschäftsordnung.

§ 11 Aufgaben der Vollversammlung

1. Die Vollversammlung ist für alle Angelegenheiten zu-
ständig, die nicht nach dieser Satzung anderen Organen
des Verbandes übertragen sind, insbesondere für

– Grundsatzentscheidungen,

– Genehmigung des Haushalts,

– Genehmigung der Verbandsumlage,

– Aufsicht über Geschäftsführung und Verbandsaus-
schuss,

– Neuberufungen in den Verbandsausschuss.

2. Die Vollversammlung entscheidet mit Einstimmigkeit
der Mitglieder:

a) bei Änderungen der Satzung des Verbandes,

b) bei Verabschiedung und Änderung der Geschäfts-
ordnung und der Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungsordnung des Verbandes,

c) bei Auflösung des Verbandes,

d) bei der Übernahme neuer Aufgaben,

e) – entfällt –

f) bei der Errichtung neuer Dienststellen und sonsti-
ger Einrichtungen des Verbandes,

g) bei der Gewährleistung von Verpflichtungen aus
Anstellungsverträgen,

h) bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen Rechten über die
Höhe von 1 Mio. € hinaus,

i) bei der Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse
und Darlehen über die Höhe von 500.000 € hinaus,

j) bei der Übernahme von Bürgschaften über die Höhe
von 500.000 € hinaus,

k) bei der Aufnahme von Anleihen und der Aufnahme
von Darlehen über die Höhe von 5 Mio. € hinaus,

l) bei der Festsetzung der Verbandsumlage,

m) bei der Verabschiedung des Haushaltsplanes und
der Beschlussfassung der Jahresrechnung,

n) bei einer Änderung des Verteilungsschlüssels für
die Umlage auf die einzelnen Diözesen und ihnen
gleichgestellten Körperschaften.

3. Die Vollversammlung entscheidet mit einer Mehrheit
von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder:

a) über die Prüfung der Jahresrechnung (§ 18) sowie
die Auswahl der Prüfungsgesellschaft,

b) über die Ausweitung bestehender Aufgaben,

c) in den in § 3 Ziff. 1 lit. c) bis e) aufgeführten An-
gelegenheiten,

d) bei Erwerb, Belastung und Veräußerung von Grund-
stücken und grundstücksgleichen Rechten bis zur
Höhe von 1 Mio. €,

e) bei der Gewährung außerplanmäßiger Zuschüsse
und Darlehen bis zu einer Höhe von 500.000 €,

f) bei der Übernahme von Bürgschaften bis zu einer
Höhe von 500.000 €,

g) bei der Aufnahme von Darlehen bis zu einer Höhe
von 5 Mio. €,

h) über die Anstellung von Mitarbeitern im höheren
Dienst oder vergleichbaren Vergütungsgruppen

sowie in allen übrigen Fällen.

Dies gilt nicht für Wahlen, sofern durch die Geschäfts-
ordnung etwas anderes bestimmt wird.

4. Die Beschlussfassung über Angelegenheiten, die nach
Ziff. 2 einstimmig zu entscheiden sind, soll durch den
Verwaltungsrat nach § 13 Buchstabe b) vorbereitet
werden.

5. Die Vollversammlung ist beschlussfähig, wenn zwei
Drittel der Mitglieder des Verbandes vertreten sind.
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Das Verfahren in den Fällen des Erfordernisses der
Einstimmigkeit nach Ziff. 2 regelt die Geschäftsord-
nung.

6. Schriftführer der Vollversammlung ist der Geschäfts-
führer des Verbandes.

§ 12 Aufgaben des Verbandsausschusses

1. Der Verbandsausschuss hat

a) die ihm von der Vollversammlung übertragenen
Aufgaben wahrzunehmen, insbesondere den Haus-
halt des Verbandes vorzuberaten,

b) der Vollversammlung Anregungen zu geben und ihr
Vorschläge zu unterbreiten,

c) Maßnahmen oder Entscheidungen für die Vollver-
sammlung vorzubereiten bzw. Maßnahmen oder
Entscheidungen der Vollversammlung umzusetzen,

d) den Geschäftsführer zu überwachen,

e) die Maßnahmen zu veranlassen, zu denen die nach
§ 20 erstatteten Prüfungsberichte Anlass geben.

2. In Fällen, in denen nach einstimmiger Auffassung
des Verbandsausschusses eine rechtzeitige Beschluss-
fassung der Vollversammlung nicht möglich oder in
denen eine Befassung der Vollversammlung nicht er-
forderlich erscheint, kann der Verbandsausschuss mit
Zustimmung des Vorsitzenden der Vollversammlung
Entscheidungen treffen, über die der nächsten Vollver-
sammlung zu berichten ist.

Dabei ist der Verbandsausschuss in jedem Fall an den
Haushaltsplan gebunden. Außerdem sind alle Angele-
genheiten ausgeschlossen, zu denen nach § 11 Ziff. 2
Einstimmigkeit erforderlich ist.

3. Schriftführer des Verbandsausschusses ist der Ge-
schäftsführer des Verbandes.

4. Der Verbandsausschuss berät den von der Geschäfts-
stelle aufgestellten und vom Verwaltungsrat beratenen
Haushaltsplan und leitet diesen mit seiner Stellung-
nahme der Vollversammlung zu. Dasselbe gilt für die
Festsetzung oder Veränderung der Verbandsumlage
und des Verteilungsschlüssels.

§ 13 Aufgaben des Verwaltungsrates

Der Verwaltungsrat hat die Aufgabe,

a) die Vollversammlung zu beraten,

b) Beschlüsse der Vollversammlung, die nach § 11 Ziff. 2
der Einstimmigkeit bedürfen, gemäß § 11 Ziff. 4 vor-

zubereiten und dabei möglichst Einstimmigkeit zu er-
reichen. Lässt sich Einstimmigkeit nicht erreichen, so
sind die abweichenden Voten mit Begründung der
Vollversammlung vorzulegen,

c) die ihm von der Vollversammlung des Verbandes sonst
übertragenen Aufgaben wahrzunehmen.

§ 14 Vorbereitung der Beratungen des Verbandsaus-
schusses und des Verwaltungsrates

Die Beratungen des Verbandsausschusses und des Ver-
waltungsrates werden von der Geschäftsstelle vorbereitet.

§ 15 Kommissionen und Ausschüsse

1. Die Vollversammlung kann Kommissionen einrichten,
denen bestimmte Zuständigkeiten zur ständigen Be-
arbeitung übertragen werden. Die Kommissionen er-
halten ihre Arbeitsaufträge über den Geschäftsführer.
Anregungsberechtigt sind die Organe des Verbandes.
Die Mitglieder der Kommissionen werden von der
Vollversammlung jeweils für die Dauer von fünf Jahren
berufen. Die Vorsitzenden werden von der Vollver-
sammlung ernannt.

2. Die Vollversammlung kann im Aufgabenbereich jeder
Kommission eine oder mehrere Unterkommissionen
für bestimmte Sachgebiete der Kommission einrichten.
Die Kommission wählt aus ihren Reihen den Vorsit-
zenden und die Mitglieder der Unterkommission. Der
Vorsitzende leitet alle Arbeiten der Unterkommission.
Die Unterkommission ist der Kommission verantwort-
lich.

3. Der Verbandsausschuss kann Ausschüsse mit der Prü-
fung und Vorbereitung einzelner Beratungsgegen-
stände beauftragen. Der Auftrag ist in der Regel zeitlich
zu befristen. Der Vorsitzende wird vom Verbandsaus-
schuss ernannt.

4. In die Kommissionen, Unterkommissionen und Aus-
schüsse können auch Mitglieder berufen werden, die
den Organen des Verbandes nicht angehören.

§ 16 Dienststellen und sonstige Einrichtungen des Ver-
bandes

1. Der Verband ist auch Rechtsträger von Dienststellen
und Einrichtungen der Deutschen Bischofskonferenz.
Über ihre Errichtung als Dienststelle oder sonstige
Einrichtung des Verbandes entscheidet die Vollver-
sammlung des Verbandes.

2. Die in der Rechtsträgerschaft des Verbandes stehenden
Dienststellen und sonstigen Einrichtungen sind im
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rechtlichen und wirtschaftlichen Bereich an Weisungen
der Organe des Verbandes gebunden.

§ 17 Haushaltsplan des Verbandes

1. Alle Einnahmen und Ausgaben des Verbandes müssen
für jedes Jahr veranschlagt und in den Haushaltsplan
eingestellt werden.

2. Ausgaben, die zur Deckung der Kosten bestehender,
bereits bewilligter Einrichtungen und zur Erfüllung
rechtlicher Verpflichtungen des Verbandes erforderlich
sind, müssen in den Haushaltsplan eingestellt werden.

3. Der in Einnahmen und Ausgaben auszugleichende
Haushaltsplan ist vor Beginn des Haushaltsjahres
durch die Vollversammlung zu verabschieden.

4. Haushaltsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 18 Rechnungslegung

Über die Verwendung aller Verbandseinnahmen legt der
Geschäftsführer im folgenden Haushaltsjahr der Vollver-
sammlung Rechnung.

§ 19 Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung

Das Nähere zum Haushaltsplan, zur Aufstellung und Aus-
führung des Haushaltsplanes, zur Wirtschaftsführung wäh-
rend einer haushaltslosen Zeit und zur Rechnungslegung
regelt eine Haushalts-, Kassen- und Rechnungsordnung.

§ 20 Prüfung der Jahresrechnung

Die Prüfung der Jahresrechnung des Verbandes, seiner
Dienststellen und sonstigen Einrichtungen sowie die Prü-

fung der Stellen, die Zuwendungen aus dem Haushalt des
Verbandes erhalten, erfolgt aufgrund Beschlusses der Voll-
versammlung durch das Prüfungsamt oder eine von der
Vollversammlung zu bestimmende Prüfungsgesellschaft
[§ 11 Ziff. 3 lit. a)].

§ 21 Auflösung

Bei Auflösung des Verbandes entscheidet die Deutsche
Bischofskonferenz darüber, wem und zu welchem Zweck
das Vermögen des Verbandes nach Befriedigung sämtli-
cher Gläubiger und nach Ausgleich aller Verrechnungs-
kosten zufließen soll. Es dürfen dabei nur kirchliche oder
gemeinnützige Zwecke berücksichtigt werden.

§ 22 Geschäftsordnung

Der Verband gibt sich im Rahmen dieser Satzung eine
Geschäftsordnung.

§ 23 Öffentliche Bekanntmachungen

Die Satzung des Verbandes wird einschließlich ihrer Än-
derungen in den Amtsblättern der den Verband bildenden
(Erz-)Diözesen bekannt gemacht. Die Errichtung des Ver-
bandes, seine Satzung, die Namen der Vertretungsbe-
rechtigten und Text und Form des Siegels sollen in den
zuständigen staatlichen Verkündigungsorganen bekannt
gegeben werden.

§ 24 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2013 in Kraft.

Zu dem gleichen Zeitpunkt tritt die Satzung vom 1. Dezem-
ber 1976 i. d. F. der letzten Änderung vom 25. Novem-
ber 2003 außer Kraft.


